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Weinmann: Landesregierung muss spezielle Aussteiger-Programme für
Unterstützer der Querdenker auflegen

Alle Arten von Antisemitismus sollten in einem eigenen Referat beim Verfassungsschutzamt gemeinsam
beobachtet werden.

Zur Vorstellung des Verfassungsschutzberichts erklärt der Obmann der FDP/DVP Fraktion im
Parlamentarischen Kontrollgremium und Mitglied des Innenausschusses, Nico Weinmann:

„Die Radikalisierung vieler Menschen im Umfeld der sogenannten Querdenker-Bewegung muss die
Politik sehr ernst nehmen. Das besondere Risiko besteht darin, wenn Personen, die bis dahin nicht
extremistisch eingestellt waren, sich unter dem Einfluss von Extremisten dauerhaft radikalisieren. Je
länger eine solche Radikalisierung andauert, umso schwerer ist es, diese Menschen für die freiheitlich
demokratische Grundordnung zurückzugewinnen. Beobachtung durch den Verfassungsschutz kann hier
nur eine Teil-Maßnahme sein. Im Vordergrund muss das Ziel stehen, diese Menschen wieder aus dem
Dunstkreis von ‚Querdenken‘ und Co. zurückzugewinnen. Die Landesregierung hat es bislang versäumt,
ein speziell auf diese Gruppe zugeschnittenes Aussteiger-Programm vorzulegen. Bisherige
Aussteigerprogramme sind für ‚klassische‘ Extremismus-Phänomene zugeschnitten und nur bedingt
geeignet. Denn radikale Gegner von Corona-Maßnahmen lassen sich weder eindeutig dem Rechts- oder
Linksextremismus noch einer bestimmten Bevölkerungsgruppe zuordnen.

Auch im Bereich des klassischen Extremismus kann es keine Entwarnung geben. Trotz des Rückgangs
bei Linksextremismus muss die steigende Gewalt gegen politische Gegner jeden Demokraten zutiefst
beunruhigen. Einschüchterung durch Gruppen wie Antifa darf sich niemals als Mittel der Politik
durchsetzen.

Die massiven antisemitischen Ausschreitungen im Zuge antiisraelischer Demonstrationen haben erneut
deutlich gemacht, dass der Antisemitismus ein zentraler Bestandteil von Rechts-, Links-,
Ausländerextremismus und Islamismus ist. Diese verschiedenen Ausprägungen des Antisemitismus
sollten künftig in einem gemeinsamen Referat beim Verfassungsschutzamt zusammengefasst werden.
Das wäre auch ein wichtiges Zeichen an Jüdinnen und Juden, dass die Politik allen Arten von
Antisemitismus gleichermaßen entschieden entgegentritt.“


